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Wirtschaftliche Entwicklung und/oder Umweltschutz?
Aktuelle Probleme der Raumplanung in den italienischen Alpen

Die Raumplanung für die italienischen Alpen ist im
deutschen Sprachraum aus zwei Gründen fast völlig
unbekannt: Erstens kennt man bei uns normaler¬
weise das große Gebiet der italienischen Alpen (mit
Ausnahme von Südtirol und den angrenzenden
Räumen) gar nicht, und es gibt darüber auch fast
keine deutschsprachigen Publikationen. Zweitens
stellt die italienische Raumplanung und Bergge¬
bietspolitik eine äußerst komplizierte Angelegen¬
heit dar, die selbst Italiener nur mit Mühe verste¬
hen, so daß Ausländer hier besondere Schwierigkei¬
ten vorfinden. Daher bleibt an diesem Punkt auch
die neue Landeskunde Italiens von Franz Tichy
(tichy 1985) recht blaß.

Angesichts der aktuellen Entwicklung Europas
(EG-Binnenmarkt '92) und angesichts der vorange¬
schrittenen Ideen für eine staatenübergreifende
«Alpen-Konvention» (siehe cipra 1989) stellt es

aber fast einen Skandal dar, daß wir die Realität un¬
seres italienischen Nachbarn so schlecht kennen:
Wie sollen wir mit ihm inhaltlich zusammenarbei¬
ten, wenn der Wissensstand so niedrig ist?

Daher möchte dieser Artikel in die aktuellen Pro¬
bleme der Raumplanung in den italienischen Alpen
einführen. Grundlage für diese Darstellung ist der
23. Nationalkongreß über Berggebietsfragen vom
30.9. bis 1.10.1987 inTurin, auf dem Ivan Grotto das

programmatische Einführungsreferat hielt und zu

dem - neben Paul Guichonnet und Fulvio Caccia -
Werner Bätzing als ausländischer Referent eingela¬
den war. Da das Referat von Ivan Grotto einen sehr

guten Überblick über die aktuellen Probleme gibt,
soll es im Zentrum dieses Artikels stehen (Ab¬
schnitts). Eine einfache Übersetzung bliebe aber
ziemlich unverständlich, daher wird es von Werner
Bätzing eingeleitet und in den Kontext der italieni¬
schen Berggebietspolitik gestellt (Abschnitte 1, 2, 4

und Literaturübersicht).

1. Das Berggebiet und die Alpen in Italien

Obwohl das Berggebiet in Italien eine sehr große
Fläche einnimmt (siehe Tab. 1), besitzt die Bergge¬
bietspolitik keinen großen Stellenwert im Rahmen
der italienischen Politik, und zwar aus zwei Grün¬
den: Zum einen wird das Problem der Berggebiete
durch das sehr viel größere Mezzogiorno-Problem

überlagert, wobei die Gewichtung sehr eindeutig
ausfällt (das Berggebiet erhielt 1986 145 Mia. Lire,
der Mezzogiorno 120 000 Mia. Lire). Zum anderen
leben im Berggebiet nur 18% der Bevölkerung, was
im Kontext einer Politik, die sich stark am potentiel¬
len Wählerstimmenreservoir orientiert, einen wich¬
tigen negativen Faktor darstellt.
Das italienische Berggebiet setzt sich aus den Al¬
pen, dem Apennin und den Gebirgen Inselitaliens
zusammen und ist relativ gleichmäßig über das ge¬
samte Land verteilt. Es gibt keine Region («re¬
gione») ohne Berggebietsanteil, und alle Gunst¬
räume (Ebenen und Becken) sind von Bergen um¬
geben oder liegen direkt an ihrem Rande.
Das gesamte italienische Berggebiet weist eine rela¬
tiv hohe ökologische Labilität auf, die sich auf die

beiden Faktoren Geologie (leicht erodierbares Ge¬

stein) und Klima (häufige Starkniederschläge)
gründet, wobei der Vulkanismus eine zusätzliche
Gefährdung darstellt. Daher kommt es häufig zu

Naturkatastrophen, und zahlreiche «frane» (Sam¬
melbezeichnung für Bodenabtrag von Rinnenero¬
sion bis hin zur «badland»-Bildung) sind charakteri¬
stisch für das Berggebiet. In der italienischen Um¬
weltschutzdiskussion wird daher - im Gegensatz zur
Diskussion bei uns - der «Schutz» («tutela») von
vornherein doppelt verstanden, nämlich als Schutz
der Natur vor dem Menschen und als Schutz des

Menschen vor Naturgefährdungen und Naturkata¬
strophen.
Trotz der Nähe der Berggebiete zu den Ballungsräu¬
men und trotz der akuten Gefährdungen hat sich in

Italien eine ökologisch orientierte Berggebietspoli¬
tik nicht entwickelt, und erst in allerjüngster Zeit
findet der Umweltschutz Eingang in die Raumpla¬
nung.
Die italienischen Alpen umfassen knapp einen Drit¬
tel des italienischen Berggebiets (siehe Tab. 1 und
Abb. 1) und erhalten unterdurchschnittliche staatli¬
che Zuschüsse, weil sie auf Grund touristischer
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Abb. 1 Die Verwaltungsgliederung der italienischen Alpen nach Regionen

Zentren wirtschaftlich oft besser dastehen als der

Apennin oder gar die Gebirge Inselitaliens. Im

Kontext Italiens sind die Alpen also kein besonders

benachteiligter Raum, im Kontext des gesamten Al-
penbogens dagegen ergibt sich eine ganz andere Be¬

wertung, denn hier stellen die italienischen Alpen
gemeinsam mit den südfranzösischen Alpen die

strukturschwächste und problematischste Alpenre¬
gion dar (bätzing 1988).
Um diese unterschiedliche Bewertung zu verste¬
hen, muß man sich vor Augen halten, daß es in den

italienischen Alpen - mit Ausnahme der zwei klei¬
nen autonomen Regionen Valle d Aosta und Trenti-
noSüdtirol - keine «alpinen» Verwaltungsstruktu¬
ren gibt wie z. B. das Wallis oder Tirol, deren

Schwerpunkt im Alpenraum selbst liegt. Obwohl
die Alpen in den sechs oberitalienischen Regionen
eine Fläche von 55% einnehmen, leben hier nur
17% der Bevölkerung - die wirtschaftlichen und po¬
litischen Zentren sind Turin, Mailand, Venedig und

Udine, und der Alpenraum gilt bloß als struktur¬
schwache Randregion.
Nach dem Zweiten Weltkrieg galten die italieni¬
schen Alpen als das klassische Beispiel für die Ab¬
wanderung und flächenhafte Entsiedlung einer Ge-

birgsregion auf Grund unüberwindbarer Struktur¬
probleme. Seit 1971 zeichnet sich eine leichte Trend¬
umkehr ab, die aber durchwegs auf die positive Ent¬

wicklung von Alpenrandgemeinden und inneralpi¬
nen (Touristen-)Zentren zurückzuführen ist, wäh¬
rend die Bevölkerung der ländlichen Kleinsiedlun¬
gen fast überall weiterhin drastisch abnimmt. Daher
steht bei allen italienischen Diskussionen immer
wieder die Frage im Mittelpunkt, wie der weitere
Rückgang der ländlichen Bevölkerung gebremst
werden kann und wie eine gewisse Mindestsied¬
lungsdichte zu garantieren wäre - also Fragen, die

sich in der Schweiz oder Österreich anders steüen.

Völlig entsiedelte Räume sind in Italien keine Fik¬
tion mehr: Das Gebiet der Valgrande zwischen Do¬
modossola und Lago Maggiore gilt heute als die

größte «wilderness area» Italiens.
Mit diesem Bevölkerungsrückgang sind wirtschaftli¬
che und ökologische Fragen eng verknüpft: Große
Flächen ehemaligen Kulturlandes fallen brach und

verwildern, wodurch sie jeglicher Nutzung entzo¬

gen werden. Stellt man diese Flächen unter stren¬

gen Naturschutz, blockiert man jede wirtschaftliche
Entwicklung im Berggebiet und handelt sich dar¬

über hinaus noch erhebliche ökologische Probleme
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Tabelle 1 Das Berggebiet («zona montana») in Italien am 31. Dezember 1986 (nach Bella 1988)

Berggemeinden
(«comuni montani»)
Zahl % aller Gemeinden

«comunitä
montane»
Zahl1

Fläche des Berggebiets
(«superficie montana»
km2 % der Fläche

Bevölkerung des Berggebiets
(«popolazione montana»)
Zahl % der Bevölkerung

Staatliche Finanzmittel
und Finanzschlüssel für
die Berggebiete

Italien

gesamt
4187 52% 337 163 142 km2 54% 10,4 Mill. 18%

145 Mia. Lire (1986)
157 Mia. Lire (1987)
169 Mia. Lire (1988)

1100%4

davon Berggebiet im italienischen Alpenraum:

Piemonte 531 44% 45 13164 km2 52% 666100 15% 7,7% Piemonte

Valle dAosta2 74 100% 8 3 255 km2 99,8% 80229 70% 1,5% Valle dAosta

Lombardia 543 35% 29 10 324 km2 43% 1 174 912 13% 9,4% Lombardia

Trentino-
Südtirol:

-Trento 223 100% 11 6 217 km2 100% 444 860 100% 1,4% -Trento

-Südtirol 116 100% 7 7 400 km2 100% 435 377 100% 1,6% -Südtirol

Veneto 158 27% 18 5 876 km2 32% 388 955 9% 3,9% Veneto

Friuli-VeneziaG. 105 50% 10 4 474 km2 57% 183 224 15% 2,4% Friuli-VeneziaG.

Ital. Alpen gesamt 1 750 44% 128 50 710 km2 55% 3 373 657 17% 27,9% Italienische Alpen
(ohne Ligurien3)

Anteil des Alpenraums (ohne Ligurien) am

gesamten italienischen Berggebiet

42% der Berggemeinden
38% der comunitä montane
31 % der Berggebietsfläche
32% der Berggebietsbevölkerung
28% der Finanzmittel für das Berggebiet

Alpenfläche insgesamt: 180 000 km2

Italienische Alpen: 28% der Fläche

Anmerkungen für Fußnoten Tabelle 1

1 Ohne Sizilien, das zwar 185 Berggemeinden aufweist,
aber die Institution der comunitä montana abgeschafft
hat.

2 Die Stadt Aosta selbst wird nur teilweise dem Berggebiet
zugerechnet, und die Einwohner des Stadtzentrums gel¬
ten nicht als Bergbevölkerung.

3 Die Abgrenzung Alpen-Apennin beim Obergang Liguri-
sche Alpen-Ligurischer Apennin macht Schwierigkeiten,
weil die geographische Grenze der Alpen hier umstritten
ist und weil die italienischen Statistiken meist nur das Berg¬

gebiet allgemein aufführen. In dieser Aufstellung wurde
das Gebiet Liguriens außer acht gelassen, weil die Liguri¬
schen Alpen zum größeren Teil zu Piemont gehören und

weil andererseits im piemontestschen Berggebiet (Provin¬
zen: Cuneo, Asti, Alessandria) Apenningebiete enthalten
sind. Ganz grob dürfte die Apennin-Fläche in Piemont der

Alpenfläche in Ligurien entsprechen, daher diese Aufglie¬
derung.

Finanzmittel für das Berggebiet, die über die Regionen an
die comunitä montane ausgezahlt werden.



(Rückgang der Artenvielfalt der Vegetation) und

Gefährdungen (Bodenerosion, Lawinen, Brände)
ein. Andererseits kommen wirtschaftliche Impulse
für die italienischen Alpen häufig von außerhalb,
sind meist überdimensioniert und den lokalen Ver¬
hältnissen nicht angepaßt und nehmen auf die labile
ökologische Situation keine Rücksicht - Wirtschaft
und Umweltschutz gelten daher als unüberwind-
bare Gegensätze.

2. Die italienische Berggesetzgebung

Mit der italienischen Einigung 1861 beginnt die mo¬
derne Entwicklung Italiens, die 1877 zum ersten
staatlichen Forstgesetz und zu verschiedenen staat¬
lichen Interventionen im Alpenraum (Aufforstun¬
gen, Wildbachverbauungen, Sicherung der Frane-
Gebiete) führt. Unter Mussolini werden diese Akti¬
vitäten noch einmal erheblich verstärkt und ausge¬
weitet, und es werden neue räumliche Strukturen
zwischen Gemeinde- und Provinzebene (z. B. com-
prensorio) geschaffen, um diese Aktivitäten zu or¬

ganisieren und durchzuführen. In der Nachkriegs¬
zeit arbeitet man mit diesem Instrumentarium wei¬

ter, wobei es in einigen Punkten erweitert wird. Da¬
bei spielt das Gesetz Nr. 991 vom 25.7.1952, das das

Berggebiet («territorio montano» oder «zona mon¬
tana») definiert und das bis heute gültig ist, eine
zentrale Rolle. Hierin wird eine Gemeinde durch
drei Faktoren als «Berggemeinde» klassifiziert:
1. Mindestens 80% des Gemeindegebiets müssen
über 600 m liegen. 2. Die Höhendifferenz auf dem

Gemeindeareal muß mindestens 600 m betragen.
3. Die Gemeindesteuern dürfen einen bestimmten
Wert nicht überschreiten. Das Berggebiet setzt sich

dann aus der Fläche aller Berggemeinden zusam¬
men.
Später wird diese relativ eindeutige Klassifikation
durch die Einführung von Gemeinden, bei denen

nur ein Teil ihrer Fläche zum Berggebiet gehört
(«comuni parzialmente montani»), erheblich verun-
klart, weil die Grenze des Berggebiets oft mitten
durch eine Siedlung hindurch gelegt wird. Dadurch
entstehen häufig unüberwindbare Schwierigkeiten
bei der Auswertung der amtlichen Statistiken, weil
der ISTAT seine Daten nur auf Gemeindeebene pu¬
bliziert. Von den 4187 Berggemeinden sind heute
673 (in den italienischen Alpen 101) auf diese Weise

geteilt.
Weil die Berggebiete im zentralistisch organisierten
Italien zu wenig Gewicht besitzen, gründet man
1953 in Rom als staatliche Organisation die UN-
CEM, die «Unione Nazionale Comuni, Comunitä,
Enti Montani», also die Union aller Berggemeinden
und aller mit Berggebietsfragen befaßten Institutio¬
nen und Körperschaften, die seitdem die Interessen
des Berggebiets vertritt.

Mit dem Gesetz Nr. 1102 vom 3.12.1971 beginnt die

jüngste Epoche der italienischen Berggebietspoli¬
tik: Auf der Basis des Gesetzes Nr. 991/1952 wird
eine neue Struktur geschaffen (genauer: eine be¬

reits seit Mussolini bestehende Struktur aufgewer¬
tet), nämlich die sog. «comunitä montana», die

etwa zehn bis zwölf Berggemeinden zu einer Ver¬

waltungseinheit zusammenfaßt, der die Aufgabe
übertragen wird, die Entwicklung des Berggebiets
als planerische Basisorganisation in die Hand zu

nehmen (in verschiedenen Punkten mit der schwei¬
zerischen IHG-Region vergleichbar). Zu diesem
Zweck wird jeder comunitä montana die Erarbei¬
tung eines Entwicklungsplanes («piano di sviluppo
economico-sociale») mit fünfjähriger Laufzeit auf¬

getragen (siehe dazu bätzing 1988). Diese umfang¬
reichen Studien (oft 5001000 Seiten) liegen inzwi¬
schen flächendeckend für das Berggebiet vor und
bilden eine äußerst wertvolle Quelle für regionale
Analysen. Sie wurden bisher aber in der wissen¬
schaftlichen Literatur noch kaum ausgewertet.
Leider stehen die großen Aufgaben der comunitä
montane im krassen Mißverhältnis zu ihren Finanz¬
mitteln. Sie erhalten vom italienischen Staat jedes
Jahr eine bestimmte Summe (siehe Tab. 1, letzte
Spalte), die aber im Prinzip nur ihren Verwaltungs¬
aufwand deckt und die keine größeren Projekte und

Initiativen zuläßt. Über die juristische Konstruk¬
tion der comunitä montana und ihre Aufgaben gibt
es in Italien eine endlose Diskussion, auf die hier
nur verwiesen werden kann (Ufficio Comunitä
Montane 1976).
Dieses neue und bis heute gültige Berggesetz tritt
zu einer Zeit in Kraft, in der in Italien die «Regio¬
nen» (regioni als Verwaltungseinheit, die von ihrer
Funktion her teilweise den Bundesländern oder
Kantonen entsprechen) im Rahmen der «Regionali-
sierung» des Staates aufgewertet werden, indem der

Staat in Rom gewisse staatliche Aufgaben an sie de¬

legiert. Dabei kommt es aber häufig zu Problemen,
weil die Kompetenzen und Zuständigkeiten zwi¬
schen Staat und Regionen nicht eindeutig festgelegt
werden. Von dieser Regionalisierung wird auch die

UNCEM betroffen, die daraufhin ihre Struktur än¬

dert und regionale «delegazioni» einrichtet.
Wie zahlreiche andere Gesetze Italiens seit 1971 ist

auch das Gesetz Nr. 1102/1971 ein sog. «Mantelge¬
setz» («legge quadro»), das nur einen juristischen
Rahmen darstellt, der von den Regionen konkreti¬
siert werden muß. Da jede der 20 Regionen diese

Konkretionen bzw. Umsetzungen auf ihre eigene
Weise angeht, wird die politische Landschaft Ita¬
liens nach 1971 ziemlich unübersichtlich. Dies wird
noch dadurch verstärkt, daß sich italienische Wis¬
senschaftler normalerweise ebenfalls nur auf «ihre»

Region beziehen und sich scheuen, über die Region
eines Kollegen Aussagen zu machen. Daher kommt
der Studie des E.R.S.A.L. (1987) eine sehr große
Bedeutung zu, die die Berggebietspolitik der einzel-

66



nen Regionen, die Anteil an den italienischen Al¬
pen haben, vergleichend darstellt.
Bei der regionalen «Anwendung» des Gesetzes 1102

kommt es zu erheblichen Unterschieden: Während
die Regionen mit Normalstatut den comunitä mon¬
tane einen größeren Stellenwert einräumen, torpe¬
dieren die Regionen mit Autonomiestatut diese In¬
stitution, weil sie dadurch eine Schwächung ihrer
Autonomie befürchten. Sie gründen zwar die comu¬
nitä montane wie vom Gesetz 1102 vorgesehen, ge¬
ben ihnen dann aber so geringe Kompetenzen, daß
sie nur ein Schattendasein führen. Am weitesten
ging dabei die Autonome Region Sizilien, die die

comunitä montane auf regionaler Basis wieder auf¬
hob.
Die wichtigste Änderung auf gesetzlicher Basis seit
1971 stellt das sog. «Galasso-Gesetz», das Gesetz
Nr. 431 vom Herbst 1984 dar, ein besonders weitrei¬
chendes Natur- und Umweltschutzgesetz, das an

Meer-, See- und Flußufern und im Gebirge ober¬
halb von 1800 m jedes neue Gebäude kategorisch
verbietet und das von den Regionen die Erarbei¬
tung von speziellen Landschaftsschutzplänen ver¬
langt. Um dieses Gesetz gibt es seit Jahren heftige
Diskussionen, weil dadurch selbst Alpmelioratio¬
nen verunmöglicht werden.

3. Wirtschaftliche Entwicklung und Umweltschutz

Der 23. Nationalkongreß über Berggebietsfragen in

Turin stand unter dem Thema «Entwicklung des

Berggebiets und Umweltschutz». Dabei wurden im

Titel bewußt zwei Begriffe gegenübergestellt, die in
der italienischen Diskussion lange Zeit als totale
Gegensätze galten und die heute noch häufig als un¬
vereinbar angesehen werden.
Aber jeder konkrete Eingriff, jede wirtschaftliche
Aktivität besitzt immer die doppelte Dimension der
Innovation (Entwicklung) und der Konservation
(Bewahrung, Schutz): Jede Innovation muß sorgfäl¬
tig in eine konkrete Umgebung eingepaßt werden,
ohne diese zu zerstören (Bewahrung und Schutz der

Umwelt), wenn sie langfristig Bestand haben soll,
und andererseits bedeutet jede Konservation (im
Sinne eines aktiven Umweltschutzes) eine erhebli¬
che Innovation, weil man ja sich aktiv darum be¬

müht, daß Natur nicht degradiert oder ruiniert, son¬
dern aufgewertet bzw. neu bewertet wird.
Daher ist es jetzt an der Zeit, den alten Gegensatz
zwischen Bewahren und Erneuern, zwischen Inno¬
vation und Konservation oder zwischen wirtschaftli¬
cher Entwicklung und Umweltschutz aufzugeben
und auf diesem Kongreß die Frage in den Mittel¬
punkt zu stellen: Wie ist eine wirtschaftliche Ent¬
wicklung möglich, die in Einklang mit dem Schutz
der Umwelt steht? Oder als Schlagwort ausge¬
drückt: Wirtschaftliche Innovationen als Umwelt¬
schutz?

Bei dieser Frage handelt es sich um einen qualitati¬
ven Sprung in der allgemeinen Diskussion, um ei¬

nen grundsätzlichen Wechsel der Perspektive und
um einen kulturellen Wandel, wobei es kein Zufall
ist, daß diese Frage am Beispiel des Berggebiets zu¬
erst aufgeworfen wird: Obwohl das Berggebiet un¬
ter ökonomischen Gesichtspunkten eine randliche
Rolle spielt, besitzt es unter ökologischen Gesichts¬
punkten die zentrale Rolle, weil der Schutz der
fruchtbaren und dicht besiedelten Ebenen vor Na¬

turgefahren im Gebirge geschehen muß. Aber es

gibt noch einen zweiten Grund, nämlich die Art und
Weise der wirtschaftlichen Entwicklung: Das Berg¬
gebiet zeigt uns deutlich, daß die übliche Wirt¬
schaftsentwicklung hier wenig sinnvoll ist und daß

es ganz bestimmter Formen von Industrie, Hand¬
werk, Landwirtschaft und Tourismus bedarf, soll
die Entwicklung nicht durch ökologische Probleme
scheitern. An dieser Stelle sei explizit auf die beson¬
dere Bedeutung der Berglandwirtschaft verwiesen
(deren Ziel nicht die Quantität, sondern die hohe
Qualität und die Naturreinheit ihrer Produkte sein

sollte) und auf die Entwicklung eines «anderen»
Tourismus, der keinen räuberischen (in bezug auf
die Natur) und keinen kolonisatorischen (in bezug
auf die lokale Gesellschaft) Charakter besitzt, son¬
dern den Bergregionen selbst zugute kommt.
Im Fall der Berggebiete - und besonders im Alpen¬
raum - stellen Landwirtschaft und Tourismus keine
Gegensätze dar, sondern verhalten sich komple¬
mentär zueinander: Je besser das ländliche Ökosy¬
stem (Wiesen, Weiden, Wälder) genutzt und ge¬
pflegt wird, desto leichter ist die touristische Nut¬

zung im Sommer und im Winter, weil die angepaßte
Bewirtschaftung die ökologische Stabilität der
Landschaft erhöht (der Unterhalt der zahlreichen
Be- und Entwässerungsanlagen reduziert die Früh¬
jahrshochwasser, der Schnitt der Wiesen verringert
die Lawinengefahr im Winter, die Nutzung verhin¬
dert das Brachfallen großer Flächen und reduziert
damit die sommerlichen Brände). Beide Wirt¬
schaftssektoren benötigen den gleichen Raum und
erheben dort im Prinzip die gleichen Ansprüche auf
Konservation (Naturschutz und Sicherheit) und In¬
novation (wirtschaftliche Zukunft).
Diese grundsätzliche Komplementarität zwischen
Landwirtschaft und Tourismus zerfällt sofort, wenn
wir uns dem heiklen Problem der Nationalparks zu¬
wenden, bei denen immer wieder der Konflikt zwi¬
schen den Interessen der lokalen Bevölkerung und
denen des Naturschutzes im Zentrum stand und
steht. Der Grund hierfür liegt v. a. darin, daß (dies
wurde an einem früheren Nationalkongreß ausführ¬
lich thematisiert, siehe Atti 18/1983) die National¬
parks von der italienischen Regierung zentral mit
zahlreichen Nutzungseinschränkungen und -verbo¬
ten ausgestattet wurden, ohne gleichzeitig eine an¬

gemessene Finanzierung zu erhalten (keine Kom¬
pensationszahlungen an die Bauern möglich), so

67



daß die Bergbauern der Nationalparkgemeinden
ökonomisch benachteiligt werden. Das ist die Ursa¬
che für zahlreiche, teilweise sehr heftige Konflikte
(zuletzt in der Gemeinde Cogne im Nationalpark
Gran Paradiso).

Während diese Nationalparks für den Staat eine Art
ökologisches Alibi darstellen, bedeuten sie für die

betroffenen Gemeinden eine schwere Last, deren

Bürgermeister betteln gehen müssen, um das pure
Überleben zu sichern - mit Mühe wird hier die Kon¬
servation gesichert, aber eine produktive Innova¬
tion ist nicht möglich. Ich habe in anderen Alpen¬
staaten Nationalparkgemeinden gesehen, die da¬
durch einen positiven Entwicklungsimpuls erhiel¬
ten, aber hier in Italien ist dies gegenwärtig kaum
vorstellbar. Müßte es nicht auch hier möglich sein,
landschaftliche Schönheit und intakte Ökosysteme
so zu nutzen, daß das Berggebiet davon profitiert?
In diesem Zusammenhang müßte jetzt genauer ge¬
fragt werden, wie ein Umweltschutz zu definieren
wäre, der nicht mehr dem klassischen (rein konser¬
vierenden) Naturschutz-Ideal verpflichtet ist, son¬
dern der Umweltschutz mit wirtschaftlicher Ent¬
wicklung verbinden möchte. Beim Stichwort Um¬
weltschutz muß ich jetzt - und ich möchte mich da¬

für bei unseren ausländischen Referenten etwas ent¬
schuldigen - auf die aktuelle italienische Diskussion
eingehen, die sehr stark durch die «Landschafts¬
schutzpläne» («piani paesistici») dominiert wird,
die jetzt durch das neue Galasso-Gesetz verlangt
werden. Auch wenn man es grundsätzlich begrüßen
muß, daß durch dieses Gesetz eine allgemeine Um¬
weltschutznorm gesetzt wird, so ist es doch nötig,
die Umsetzung und Anwendung dieses Gesetzes
durch die Regionen kritisch zu überprüfen. Was die

Region Piemont betrifft, so treffen wir hier auf we¬
nig positive Aspekte: Das Galasso-Gesetz verlangt
als Konkretion der allgemeinen Aussagen die Erar¬
beitung von Landschaftsschutzplänen, was die Re¬

gierung in Rom den einzelnen Regionen übertragen
hat. Die Region Piemont hat diese Aufgabe - wie
alle anderen vergleichbaren Raumplanungsaufga¬
ben - an die einzelnen «comprensori» (kleinere Ver¬

waltungseinheiten unterhalb der Provinzebene)
übertragen. Dabei wurden zwei grundsätzliche Feh¬
ler gemacht: Erstens wurde die Erarbeitung der ein¬
zelnen Teillandschaftspläne auf dem üblichen Ver¬

waltungsweg an die comprensori delegiert, ohne für
eine einheitliche Konzeption, Methodologie oder
Inhaltlichkeit zu sorgen, so daß das Ergebnis - der
aus den einzelnen Teillandschaftsplänen zusammen¬
gesetzte Landschaftsschutzplan Piemont - inhomo¬
gen und unzusammenhängend ausgefallen ist.
Zweitens wurde bei der Erarbeitung dieser Land¬
schaftspläne - die für das Berggebiet zahlreiche di¬
rekte Konsequenzen besitzen - kein Kontakt mit
den betroffenen Institutionen an der Basis (Ge¬
meinden, comunitä montane) aufgenommen, die

anschließend mit dem fertigen Ergebnis konfron¬
tiert werden, dem sie sich dann zu beugen haben.
Über diese Punkte wurde und wird in Italien heftig
gestritten, wobei häufig der Vorwurf erhoben wird,
daß Umweltschutzauflagen grundsätzlich abzuleh¬
nen seien. Dagegen ist aber gerade bei dieser Gele¬
genheit festzuhalten und zu betonen, daß ein richti¬
ger Umweltschutz «von unten her» unter Berück¬
sichtigung der lokalen Bevölkerung und ihrer Wirt¬
schaft zu entwickeln ist und daß es prinzipiell zu
kurz greift, Umweltschutz von oben her zu dekretie¬
ren und ihn lediglich als Nutzungseinschränkung
oder -einstellung, also als Nicht-Aktivität oder als

Verhinderung von Aktivität zu verstehen. Wäre es

nicht sinnvoller, inhaltlich anspruchsvollere Land¬
schaftsschutzpläne zu entwickeln, die einem ge¬
meinsamen Konzept folgen, die mehr diskutiert
und weniger bürokratisch delegiert werden? Wäre
es nicht besser, Umweltschutz weniger auf Verhin¬
derungen und Verbote zu gründen, sondern ihn als

aktive, positive Aufgabe auf allen Planungsebenen
zu verstehen, die nicht rein sektoral erledigt wird,
sondern in engem Zusammenhang mit Wirtschaft
und Kultur steht?
Aber der Punkt, auf den ich das zentrale Gewicht le¬

gen möchte, ist der Mensch, und zwar der Mensch,
der im Berggebiet lebt und arbeitet. Ich denke, es

gibt heute keinen Zweifel daran, daß eine menschli¬
che Besiedlung des Gebirgsraumes unverzichtbar
ist, weil dies die einzige Möglichkeit darstellt, daß
das Gebirge lebendig bleibt und weil nur damit die

Voraussetzungen für einen Umweltschutz im obigen
Sinne gegeben sind. Andernfalls hätten wir im Ge¬

birge eine Art Wüste, eine lebensfeindliche Region,
die nicht nur die Ebenen, sondern auch die natürli¬
che Vielfalt dieses Raumes bedrohte (z. B. durch
hohe Bodenerosion).
Da wir wissen, daß es heute aus vielerlei Gründen
schwierig ist, im Gebirge zu leben, wird es notwen¬
dig, die Menschen, die nicht abwandern, sondern
hier wohnen bleiben, und diejenigen, die zurück¬
kehren, so zu unterstützen, daß sie im Berggebiet
gleiche Lebensbedingungen wie in anderen ländli¬
chen Räumen vorfinden. Neben den bekannten
ökonomischen Problemen sind es heute v. a. die fol¬
genden Punkte, die ein Leben im Berggebiet er¬
schweren und die im Zentrum der Raumordnung
stehen müssen:

Bewohnbarkeit: Hier ist an das Problem des Überle¬
bens der ländlichen Siedlungsstruktur (Verödung
der Kleinsiedlungen, Funktionsverlust der Klein-
zentren) zu erinnern sowie an die Gefahr einer rein
touristischen Nutzimg von Dörfern und Weilern, die
eine zerstörerische Neukolonisation des Bergge¬
biets bedeutet.

Erreichbarkeit: In den Alpentälern existierte früher
ein dichtes Netz von Verbindungswegen und Saum-
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wegen, das viele Täler direkt miteinander verband,
ohne auf die politischen Grenzen Rücksicht zu neh¬

men. Dieses Verkehrsnetz, das früher ständig verän¬
dert wurde, ist heute verfallen und durch einige we¬
nige Fahrstraßen ersetzt worden, die von der Ebene
aus in die Berge hineinführen. Wollen wir das Berg¬
gebiet als eine Art Museum in dieser Form konser¬
vieren, oder müßten wir nicht eher auch hier Er¬

neuerungen durchführen, die einem neuen Mensch-
Natur-Verhältnis entsprechen?

Infrastruktur und Modernisierung: Der technische
und soziale Wandel unserer Welt hat auch das Berg¬
gebiet erreicht, und es geht heute darum, hier
Strukturen zu schaffen, die ein modernes Leben er¬

möglichen. Eine Alpnutzung, die das Alppersonal
auf Grund fehlender Straßen für Monate von der
Welt abschließt (wie es heute noch auf vielen Almen
die Realität ist), ist heute nicht mehr zu verantwor¬
ten.

Dienstleistungen: Um die Menschen im Berggebiet
zu halten, reicht es nicht aus, nur die ökonomischen
Probleme zu lösen, sondern man muß die Vorausset¬

zungen für ein lebenswürdiges Leben, für eine Le¬

bensqualität schaffen, die auf heutige Maßstäbe
ausgerichtet ist. Fehlende Dienstleistungen sind
heute oft die zentrale Ursache für den Entschluß,
das Berggebiet zu verlassen. Daher kann man Pro¬
bleme wie unzureichende öffentliche Verkehrsmit¬
tel, Zwergschulen, kommunale Verwaltung, sozia¬
les und kulturelles Leben, Freizeitmöglichkeiten
usw. nicht auf der Grundlage der Einwohnerzahlen
lösen, wie dies in den urbanisierten Gebieten selbst¬
verständlich ist (ab einer bestimmten Bevölke¬
rungsgröße erfolgen automatisch bestimmte staatli¬
che und regionale Dienstleistungen). So werden
dann Dienstleistungen plötzlich eingestellt, wenn
die Bevölkerungszahl sinkt, wodurch die verblei¬
benden Einwohner verstärkt zur Abwanderung ge¬

zwungen werden, dadurch die Dienstleistungen
noch weiter zurückgehen so wie wir es in der

Vergangenheit immer wieder erlebt haben. Wir
brauchen daher für das Berggebiet spezifische Lö¬

sungen im Bereich der öffentlichen Dienstleistun¬
gen, die sich bewußt an den ökologischen und struk¬
turellen Problemen des Berggebiets orientieren.

Funktion des Berggebiets für den Staat: Wenn es wahr
ist - wie es z. B. das Gesetz Nr. 1102 darstellt -, daß

die Bergbevölkerung die wichtige Aufgabe der Flä¬

chensicherung für die gesamte Gesellschaft wahr¬
nimmt - weshalb ist es dann nicht möglich, diese
schwere und ökonomisch undankbare Aufgabe ent¬
sprechend zu honorieren, und zwar nicht nur durch
schöne Grundsatzerklärungen, sondern durch fi¬
nanzielle Zuschüsse?

Öffentliche Institutionen: Warum beklagen sich heute
die Bergbewohner und ihre politischen Verwaltun¬

gen so heftig? Sie beklagen sich über eine Vielzahl
von Nutzungseinschränkungen und -verboten aus

geologischen, ökologischen und landschaftlichen
Gründen, die in der Theorie zwar alle richtig und
unanfechtbar sind, die in der Praxis aber gar nicht
zum erwünschten Ziel führen, sondern sich in ihr
Gegenteil verkehren. Denn sie stehen im Kontext
einer zentralistischen Bürokratie, die Umwelt¬
schutz nicht als inhaltliche Aufgabe versteht, son¬
dern ihn bloß verwaltet. So erschweren diese Ein¬
schränkungen letztlich das Leben im Berggebiet
noch zusätzlich, indem sie die Bergbewohner demo¬
tivieren und demoralisieren und damit die Abwan¬
derungsbereitschaft verstärken, die Abwanderung
nämlich in die Täler und Ebenen, wo es weniger
Umweltschutzauflagen gibt. Warum bedeutet es

heute - und ich übertreibe dabei wahrhaftig nicht -
immer noch ein Drama, wenn eine Berggemeinde
eine Wasserleitung erneuern oder neu bauen
möchte? Es gibt das fast absurde Beispiel einer co¬
munitä montana in der Provinz Turin, die seit über
eineinhalb Jahren auf die amtliche Bewilligung zum
Bau eines Dammes gegen einen gefährlichen Wild¬
bach wartet - wohlgemerkt: gegen diese Baumaß¬
nahme gibt es keinen Einspruch und keine Opposi¬
tion, alle sind dafür -, und in der Zwischenzeit ist

der Wildbach zweimal über die Ufer getreten und
hat erhebliche Schäden angerichtet.
Das Berggebiet wird durch eine solche Verwaltungs¬
mentalität aktiv geschädigt. Aber wir müssen noch

weitergehen und hier auf die Konkurrenz der ver¬
schiedenen Verwaltungsorgane untereinander
(Überschneidungen in den Zuständigkeitsberei¬
chen, Kompetenzstreitigkeiten zwischen StaatRe¬
gionenProvinzen) hinweisen, die für die betroffe¬
nen Gemeinden zahlreiche Hindernisse bedeutet.
Zusätzliche Konflikte ergeben sich daraus, daß der
Staat verschiedene Teilaufgaben an bestimmte Or¬

ganisationen abgetreten oder delegiert hat, in de¬

nen sich nun exekutive und legislative Aufgaben auf
eine undurchsichtige Weise mischen, so daß hier
eine fundamentale Reorganisierung eigentlich an¬

gebracht wäre.
Meiner Meinung nach wäre es der Mühe wert, im

nationalen und in den regionalen Parlamenten die

Frage aufzuwerfen, wie der konkrete Raum sinn¬
vollerweise regiert und verwaltet werden könnte,
und wie die verschiedenen Verwaltungsebenen so in

ihren Kompetenzen aufeinander abgestimmt wer¬
den könnten, daß anstelle der heutigen Unüber¬
sichtlichkeit klare Strukturen und Zuständigkeiten
vorhanden wären.
Wenn ich zu Beginn meines Referates vom qualitati¬
ven Sprung in der Umweltschutzdiskussion gespro¬
chen habe, so ist es inzwischen hoffentlich deutlich
geworden, daß ein solcher qualitativer Sprung nicht
allein die Umweltpolitik im sektoralen Sinn betrifft,
sondern weitreichende Konsequenzen für unsere
gesamte Gesellschaft besitzt.
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Die ständige Verzögerung von seit Jahren dringend
erwarteten Gesetzen durch das Parlament in Rom
und die geringe Bereitschaft der Regionen, in den

politischen Willensbildungsprozeß auch die unteren
Verwaltungsebenen miteinzubeziehen, engen den

politischen Spielraum der «kleinen Organisatio¬
nen» (Gemeinden, comunitä montane, Provinz)
stark ein und verunmöglichen es de facto, Innova¬
tionen «von unten her» einzuführen. Selbst eine so

gute Einrichtung wie die comunitä montana, die

von anderen europäischen Staaten mit Interesse be¬

obachtet wurde, verliert durch diese Verwaltungs¬
strukturen allmählich ihren innovativen Charakter
und gleicht sich der Ineffizienz der übrigen Struktu¬
ren an.
Trotz unzureichender gesetzlicher Grundlagen,
ohne präzise Vorgaben von Seiten der Region Pie¬

mont und mit äußerst bescheidenen Finanzmitteln
haben wir uns in der Provinz Turin, für die ich hier
offiziell spreche, für folgendes Vorgehen für die

Berggebiete entschieden: Die Abteilung Raumpla¬
nung der Provinzregierung bemüht sich darum, alle

mit der Landnutzung verbundenen Probleme ge¬
meinsam mit den betroffenen Gemeinden und co¬
munitä montane zu diskutieren und zu lösen, und
die Abteilung Berggebiet («assessorato alla monta-
gna», nur ein Teil der italienischen Provinzen ver¬
fügt über eine solche Abteilung) hat ein eigenes Pro¬

gramm entwickelt, um die Besiedlung des Bergge¬
biets langfristig sicherzustellen, was wir als Dreh-
und Angelpunkt der gesamten Berggebietspolitik
ansehen. Und dieses Programm haben wir in enger
Zusammenarbeit mit allen Berggemeinden, comu¬
nitä montane, Kooperativen, Genossenschaften
und sonstigen Organisationen erarbeitet, die im

Berggebiet tätig sind. Für unsere ausländischen Gä¬

ste mag eine solche Zusammenarbeit nichts Beson¬
deres darstellen, aber hier in Italien ist sie ziemlich
außergewöhnlich.
Gemeinsam mit anderen Abteilungen der Provinz¬
regierung Turin (Landwirtschaft, Wirtschaft, Touris¬

musKulturSport) haben wir auf diese Weise in

fünf Jahren mehr als 10 Mia. Lire im Turiner Bergge¬
biet investiert, und zwar hauptsächlich für die Ver¬

besserung der Infrastruktur (Straßen, Wasserleitun¬

gen, Elektrizität), für Alpmeliorationen und für
den Um- und Ausbau von alpinen Schutzhütten.
Damit haben wir Pilotprojekte geschaffen, um ei¬

nen Agritourismus («agriturismo»: ital. Bezeich¬

nung für eine enge Verbindung von Landwirtschaft
und Tourismus, wir würden dazu «sanfter Touris¬
mus» sagen) im Hochgebirge und neue landwirt¬
schaftliche Kooperativen und Genossenschaften in

den Bereichen Produktion (klassische Produkte:
Fleisch, Milch, Käse, innovative Produkte: Him¬
beeren, Erdbeeren, Heidelbeeren, die sog. «piccoli
frutti») und Vermarktung zu initiieren. Daneben ha¬
ben wir uns auch für die Belebung solcher Touris¬
musformen wie Wandern, Weitwandern, Exkursio¬

nen zu Pferd, Skilanglauf, Skitouren bemüht, die

umweltverträglich sind und die zugleich den Einhei¬
mischen einen gewissen Verdienst bringen. Darüber
hinaus sind wir das Problem der vorher erwähnten
Dienstleistungen angegangen, wobei wir eng mit
den comunitä montane zusammenarbeiten, und wir
haben nicht zum Schluß auch jene für das Bergge¬
biet unersetzbaren Kräfte wie Kultur und Traditio¬
nen gefördert.
Zusammenfassend haben wir uns also darum be¬

müht, weder Umweltschutzpolitik noch Bergge¬
bietspolitik jeweils sektoral zu organisieren, son¬
dern eine integrale Politik für das Berggebiet zu ent¬
wickeln, die wirtschaftliche Entwicklung und Um¬
weltschutz von innen heraus verbindet. Wir wissen,
daß dieses Konzept in Italien noch wenig bekannt
ist, und wir möchten daher diesen Nationalkongreß
dazu nutzen, es publik zu machen und zur Diskus¬
sion zu stellen, weil der große qualitative Sprung in

Politik und Kultur unserer Meinung nach dringend
notwendig ist.

4. Aktuelle Probleme der
italienischen Berggebietspolitik

Das Referat von Ivan Grotto macht deutlich, daß es

auch in Italien Ansätze gibt, die wirtschaftlich
orientierte Berggebietspolitik mit der Umwelt¬
schutzpolitik zu einem integralen Gesamtkonzept
für das Berggebiet zu verbinden und auf dieser Ba¬
sis die einzelnen Bereiche Berglandwirtschaft,
Handwerk, Industrie und Tourismus neu zu fundie¬
ren, damit sie ihrer doppelten Aufgabe - wirtschaft¬
liche Entwicklung und Umweltschutz - gerecht wer¬
den können.
Damit zeichnet sich in dieser zentralen Frage eine

grundsätzliche inhaltliche Gemeinsamkeit im ge¬
samten Alpenraum ab, denn in der Schweiz, Öster¬
reich und Bayern denkt man schon seit einiger Zeit
in diese Richtung, und auch Frankreich hat sich mit
dem neuen Berggesetz von 1985 für diesen Weg ent¬
schieden. Diese Gemeinsamkeit könnte eine tragfä¬
hige Plattform darstellen, um darauf eine staaten¬
übergreifende «Alpen-Konvention» aufzubauen.
Deren Ziel wäre es, internationale Rahmenbedin¬
gungen für eine Entwicklung des gesamten Alpen¬
raumes zu vereinbaren, die im o. g. Sinne Wirt¬
schaft und Umweltschutz verbindet.
Allerdings darf man dabei die besonderen italieni¬
schen Probleme nicht übersehen, die einmal im Al¬

penraum selbst hegen (naturräumliche Labilität,
Besitz-Zersplitterung, archaische Strukturen, kul¬
turelle Erstarrung) und die zum anderen im politi¬
schen System Italiens wurzeln, das sich für das

Berggebiet besonders nachteilig auswirkt (siehe
dazu bätzing 1988): Wenn Ivan Grotto in seinem
Referat die Zusammenarbeit der «kleinen Organi-
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sationen» besonders betont, dann verbergen sich
dahinter offenbar auch negative Erfahrungen mit
der eigentlichen Vertretimg der Berggebiete, der

UNCEM, die als staatliche Organisation den zen-
tralistischen Strukturen zugerechnet wird.
Da aber fast gleichzeitig der Präsident der

UNCEM, Edoardo Martinengo, programmatische
Ideen für eine Zusammenarbeit zwischen Wirt¬
schaft und Umweltschutz im Berggebiet entwickelt,
die denen von Ivan Grotto ähneln (martinengo
1988 b), besteht die Hoffnung, daß die eher zentrali-
stisch orientierte und die eher dezentral orientierte
Berggebietspolitik (hier Staat, Regionen, da Pro¬
vinzen, comunitä montane, Gemeinden) ihre inter¬
nen Widersprüche überwinden und sich gemeinsam
für den Aufbau einer neuen italienischen Bergge¬
bietspolitik engagieren, die dann zugleich Bestand¬
teil einer gemeinsamen europäischen Berggebiets¬
politik werden könnte.
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